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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ältestenausschuss und Ausschuss 
für Finanzen, Wirtschaft und 
Beschäftigung (FA) -

Tagesordnung 1 Punkt 13 der öffentlichen Sitzung am 23.03.2006  

Vorlage Nr. 05-V-51-0054

Förderunterricht;
Bereitstellung von Mitteln vorab der Beschlussfassung über den Haushaltsplan und die 
Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde

Beschluss Nr. 0014

 
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:

1. Die Einführung von Förderunterricht wird zur Kenntnis genommen.

2. Entsprechende Haushaltsmittel werden vorab der Beschlussfassung über den Haushalt und der 
Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde zur Verfügung gestellt. 
Dezernat III/20 wird ermächtigt, die notwendigen haushaltstechnischen Änderungen vorzu-
nehmen.

3. Aus unechter Deckung stehen 72.000,00 € für 3 Jahre zur Verfügung.

4. Die vorläufige Deckung i. H. v. jährlich 10.000 € erfolgt durch den Ansatz einer pauschalen 
Minderausgabe im Dezernatsbudget VI.

4.1 Dezernat VI / 51 wird beauftragt diese Deckung spätestens bis zur abschließenden Beratung 
der Stadtverordnetenversammlung über den Haushaltsplan 2006 / 07 zu konkretisieren.

5. Eine Fortführung der Maßnahme über das Jahr 2008 hinaus bedarf der erneuten Beschluss-
fassung der städtischen Gremien

(I.1 – I.3 antragsgemäß)
(Mag 21.03.2006 BP 0245)  

- Beschlussfassung gemäß § 20 Ziffer 3 Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung - 

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .03.2006

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .03.2006
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat III
mit der Bitte um Kenntnisnahme

Diehl
Oberbürgermeister
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